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Die Wolfersdorfer Geflügel GmbH, Hauptstraße in 07980 Berga/Elster, stellte beim Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN) den Antrag auf eine Genehmigung nach § 16 BImSchG zur wesentlichen Änderung der Anlage Halten oder zur Aufzucht von Junghennen im Landkreis Greiz, 07980 Berga, Hauptstraße, Gemarkung Kleinkundorf, Flur 3, Flurstücke 74/15, 76/2 u. 77/4.

Es handelt sich um ein Vorhaben, für welches nach Anlage 1 Nr. 7.2.2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls zu erfolgen hat.

Das geplante Vorhaben besteht aus: 
· Umnutzung der Anlage zur Junghennenaufzucht in 2 Belegungsvarianten, Änderung der Tierbelegung in den Ställen 3 bis 8
BELEGUNG
Ist: 	20.000 TP Junghennen, 47.765 TP Legehennen
beantragt: 	
	Tierart
	Tierplätze
Variante 1
	Tierplätze
Variante 2

	Legehennen
	
	12.000

	Junghennen
	55.000
	35.000

	Bruderhähne
	20.000
	20.000

	Gesamt
	75.000
	67.000








· Einbau neuer Abluftkamine in den Ställen 3, 4 und 6, Ausbau der vorhandenen alten Seitenwandlüfter, Einbau neuer Deckenlüfter
· Betrieb von Wintergärten zur Nutzung als Außenkaltscharrraum mit Anbindung an einen Auslauf in den Ställen 1, 2 und 3, Haltung von Junghennen in Freilandhaltung mit Voliere
· Komplettierung der Auslaufluken beidseitig in den Ställen 1 – 4 sowie 6 und 8
· Stall 5 und 7 Nutzung im Wechsel zur Aufzucht von Junghennen u. danach 1 Jahr zur Haltung von Legehennen
· Schaffung von Ausläufen an allen 8 Ställen zur Gewährung von Auslauf, Zugang über den jeweiligen Kaltscharrraum
· Einbau neues Volierengestell im Stall 3
· Stall 4 und 6 Haltung von Bruderhähnen im Festmistverfahren
Gemäß § 5 Abs. 2 UVPG wird bekannt gegeben:
Aufgrund der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 9 Abs. 2 UVPG wird festgestellt, dass die Anlage keine erheblichen nachteiligen Umwelteinwirkungen hervorrufen kann und somit keine UVP-Pflicht besteht. Nach Prüfung der Kriterien der Anlage 3 zum UVPG ergibt sich dies im Wesentlichen aus folgenden Gründen: 
Mit der wesentlichen Änderung wird die bestehende Legehennenhaltung zur vorwiegenden Junghennenhaltung mit Aufzucht der Bruderhähne umgenutzt. Die Tierplatzzahl wird zwar in der Planvariante 1 erhöht, der geruchsrelevante Lebendmassebesatz der Anlage verringert sich allerdings, so dass durch das Vorhaben mit keiner Erhöhung der Geruchsimmissionen an den maßgeblichen Immissionsorten zu rechnen ist. Dies wird auch durch die in den Antragsunterlagen enthaltene Immissionsprognose deutlich.
Des Weiteren verringern sich die Ammoniakemissionen sowie geringfügig die Staubemissionen.
Aufgrund der prognostizierten Ammoniakausbreitung mittels Ausbreitungsrechnung gibt es keine Anhaltspunkte für das Vorliegen erheblicher Beeinträchtigungen durch Ammoniakeinträge für die vorhandenen Biotope und das FFH-Gebiet „Elstertal zwischen Greiz und Wünschendorf“.
Für die Stickstoffdeposition sind keine Anhaltspunkte für eine erhebliche nachteilige Beeinträchtigung gegeben.
Der Immissionswert für die Gesamtbelastung an Staub wird sicher eingehalten.
Des Weiteren gibt es keine Anhaltspunkte für eine erhebliche nachteilige Beeinträchtigung durch Bioaerosole.
Die Immissionsrichtwerte nach TA Lärm werden an den relevanten Immissionsorten eingehalten.
Der Anlagenstandort befindet sich außerhalb von geschützten Flächen gemäß Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). Im festgelegten Untersuchungsradius befinden sich gesetzlich geschützte Biotope gemäß BNatSchG.
Durch das Vorhaben kommt es zu keinen zusätzlichen Stickstoffeinträgen. Das Abschneidekriterium von 0,3 kg/ha*a wird unterschritten, so dass erhebliche Beeinträchtigungen von FFH-Gebieten offensichtlich ausgeschlossen sind.
Für die gesetzlich geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG sind keine erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen zu erwarten.
Durch das geplante Vorhaben sind keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgüter Menschen, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft sowie kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter zu erwarten.

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 5 Abs. 3 UVPG diese Entscheidung nicht selbstständig anfechtbar ist. Die Entscheidungsgründe sind der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen des Thüringer Umweltinformationsgesetzes (ThürUIG) im Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz, Außenstelle Weimar, Dienstgebäude 1, Referat 61 (Immissionsschutz), Harry-Graf-Kessler-Straße 1, 99423 Weimar zugänglich.

Diese Bekanntgabe wird auch auf der Homepage des TLUBN (www.tlubn.thueringen.de) unter „ Amtliche Bekanntmachungen“   veröffentlicht.


Jena, den 23.06.2022


Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz
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